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ger Betrieb, in dem die personendosimetrische Überwa­
chung erfolgte,

5. Art der Arbeit, Strahlenart und -qualität bzw. Art der 
radioaktiven Stoffe und die den Umgang mit diesen cha­
rakterisierenden Arbeitsplatzdaten.

(2) Das Staatliche Amt für Atomsicherheit und Strahlen­
schutz informiert den Betrieb über Strahlenbelastungen bei 
früheren Tätigkeiten.

(3) Die Beendigung der Tätigkeit von personendosimetrisch 
zu überwachenden Werktätigen ist dem Staatlichen Amt für 
Atomsicherheit und Strahlenschutz mitzuteilen. Die Ergeb­
nisse der personendosimetrischen Überwachung werden durch 
das Staatliche Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz 
50 Jahre nach Beendigung der Arbeit aufbewahrt.

Zu § 7 Abs. 1 der Verordnung:
§21

Überwachungsmessungen
(1) Betriebe, in denen Atomenergie angewendet wird, ha­

ben die Vorschriften über das betriebliche Meßwesen einzu­
halten und müssen über alle Meßmittel verfügen, die zur Ge­
währleistung der betrieblichen Überwachung notwendig sind. 
Die Meßergebnisse sind zu registrieren, auszuwerten und auf­
zubewahren.

(2) Für die Uberwachungsmessungen sind der Meßaufgabe 
entsprechende funktionstüchtige und kalibrierte Meßgeräte zu 
verwenden. Die Festlegungen des Amtes für Standardisierung, 
Meßwesen und Warenprüfung über die staatliche und betrieb­
liche Prüfung von Meßmitteln sind zu beachten.

(3) Messungen sind regelmäßig und bei Änderungen, die die 
Strahlenschutzsituation wesentlich beeinflussen können, so­
wie bei außergewöhnlichen Ereignissen vorzunehmen. Festle­
gungen hierzu sind in der betrieblichen Strahlenschutzordnung 
zu treffen.

(4) Zur Einschätzung der Strahlenschutzsituation sind in 
Strahlenschutzbereichen und in angrenzenden Bereichen Orts­
dosen und Ortsdosisleistungen zu messen. Beim Betrieb von 
Kernanlagen und Strahleneinrichtungen, die umschlossene 
Strahlenquellen enthalten oder radioaktive Stoffe erzeugen 
können, sowie beim Verkehr mit radioaktiven Stoffen sind 
darüber hinaus Meßmittel und -verfahren einzusetzen, die es 
gestatten, Oberflächenkontaminationen und Aktivitätskonzen­
trationen in Luft und Wasser zu bestimmen oder die Dichtig­
keit von umschlossenen Strahlenquellen zu prüfen.

(5) Die Abgabe radioaktiver Stoffe mit der Abluft oder dem 
Abwasser oder anderweitig in die Umgebung ist meßtechnisch 
zu überwachen. Die Ergebnisse sind zu registrieren und auf­
zubewahren.

(6) Zur Bestimmung oder Begrenzung der individuellen 
Strahlenbelastung sind erforderlichenfalls betriebliche Perso­
nendosimeter, individuelle Dosisleistungswarner oder Verfah­
ren zur individuellen Bestimmung der Inkorporation einzuset­
zen. Festlegungen hierzu erfolgen bei der Erteilung der Ge­
nehmigung.

(7) Beim Verlassen von Strahlenschutzbereichen, in denen 
mit offenen radioaktiven Stoffen umgegangen wird oder in 
denen offene radioaktive Stoffe vorhanden sein können, sind 
Personen und Gegenstände auf Kontamination zu prüfen.

(8) Die meßtechnische Überwachung kann in begründeten 
Fällen durch eine Abschätzung ersetzt werden. Diese Verfah­
rensweise bedarf der Bestätigung durch das Staatliche Amt 
für Atomsicherheit und Strahlenschutz.

(9) Festlegungen zur Aufbewahrung von Meßergebnissen 
werden in Rechtsvorschriften oder bei der Erteilung der Er­
laubnis getroffen.

Zu § 7 Absätze 2 und 3 der Verordnung:
§22

Rechte und Pflichten des Strahlenschutzbeauftragten
*

(1) Der Strahlenschutzbeauftragte hat die Einhaltung der 
Bestimmungen des Strahlenschutzes in seinem Zuständigkeits­

bereich zu kontrollieren. Er hat den Leiter des Betriebes in 
Fragen des Strahlenschutzes zu beraten und die leitenden so­
wie die verantwortlichen Mitarbeiter hinsichtlich der Wahr­
nehmung ihrer Pflichten zu kontrollieren.

(2) Der Strahlenschutzbeauftragte ist berechtigt, alle Ar­
beitsstätten und Anlagen seines Zuständigkeitsbereiches zum 
Zwecke der Strahlenschutzkontrolle jederzeit zu betreten, 
Auskünfte, Berichte und Einschätzungen über den Strahlen­
schutz zu verlangen und Einsicht in alle den Strahlenschutz 
betreffenden Unterlagen zu nehmen.

(3) Der Strahlenschutzbeauftragte hat in seinem Zuständig­
keitsbereich regelmäßig Kontrollen durchzuführen und dem 
Leiter des Betriebes mindestens jährlich über die Strahlen­
schutzsituation zu berichten. Festlegungen über Anzahl und 
Umfang der Kontrollmaßnahmen werden bei der Erteilung 
der Genehmigung getroffen.

(4) Der Strahlenschutzbeauftragte hat ein Kontrollbuch zu 
führen, in dem alle Kontrollen, die festgestellten Mängel, die 
zu ihrer Beseitigung veranlaßten Maßnahmen, die Frist für 
die Beseitigung der Mängel sowie besondere Vorkommnisse 
einzutragen sind.

(5) Der Strahlenschutzbeauftragte ist bei der Planung und 
Vorbereitung neuer Arbeitsvorhaben, die Fragen des Strah­
lenschutzes beinhalten, hinzuzi^kehen. Er hat bei der Festle­
gung Strahlenwerktätiger mitzuwirken und die betriebliche 
Strahlenschutzordnung zu bestätigen.

(6) Der Strahlenschutzbeauftragte hat bei festgestellten 
Mängeln im Strahlenschutz oder bei Verstößen gegen die 
Strahlenschutzbestimmungen von den leitenden Mitarbeitern 
die fristgemäße Beseitigung der Mängel und die Einhaltung 
der Strahlenschutzbestimmungen zu fordern.

(7) Der Strahlenschutzbeauftragte hat bei drohender Ge­
fahr für Personen und Sachwerte Räumlichkeiten, Einrichtun­
gen und Anlagen zu sperren. Derartige Maßnahmen sind dem 
Leiter des Betriebes und dem Staatlichen Amt für Atomsicher­
heit und Strahlenschutz unverzüglich zur Kenntnis zu brin-

- gen.
(8) Der Strahlenschutzbeauftragte ist verpflichtet, dem 

Staatlichen Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz auf 
Anforderung über die Kontrolltätigkeit zu berichten und Ein­
schätzungen, Gutachten oder Stellungnahmen zu Problemen, 
die mit seiner Tätigkeit als Strahlenschutzbeauftragter Zusam­
menhängen, zu geben.

(9) Die Arbeitsaufgaben des Strahlenschutzbeauftragten so­
wie seine Rechte und Pflichten sind in seinem Funktionsplan 
festzulegen. Übt der Strahlenschutzbeauftragte die Kontroll­
tätigkeit nebenamtlich aus, so geht diese seinen sonstigen be­
trieblichen Aufgaben vor.

(10) Die Rechte und Pflichten der Kontrollbeauftragten für 
Atomsicherheit ergeben sich aus den Rechtsvorschriften.

Zu § 8 der Verordnung:
§23

Strahlenschutzmedizinische Tauglichkeits- und 
Überwachungsuntersuchungen und Einsetzung 

der Strahlenschutzärzte
(1) Strahlenwerktätige und Bedienungspersonal haben sich 

vor Aufnahme und in Fortsetzung ihrer Tätigkeit sowie nach 
außergewöhnlichen Ereignissen strahlenschutzmedizinischen 
Tauglichkeits- und Überwachungsuntersuchungen zu unter­
ziehen. Die Leiter der Betriebe haben die Teilnahme zu ge­
währleisten.

(2) Die Strahlenschutzärzte sind von dem Leiter der Abtei­
lung Gesundheits- und Sozialwesen des Rates des Bezirkes 
(Bezirksarzt) auf Vorschlag der Direktoren der Arbeits- 
hygieneinspektdonen der Räte der Bezirke einzusetzen und 
dem Staatlichen Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz 
zu benennen. Die Zuordnung der Strahlenschutzärzte zu den 
Betrieben ist auf Anforderung der Leiter der Betriebe von den 
Direktoren der Arbeitshygieneinspektionen der Räte der Be­
zirke vorzunehmen. Die Strahlenschutzärzte dürfen in ihrem 
Verantwortungsbereich nicht als verantwortliche Mitarbeiter


